
Frage 1: 

 

§ 1906 Genehmigung des Betreuungsgerichts bei freiheitsentziehender Unterbringung 

und bei freiheitsentziehenden Maßnahmen 

(1) Eine Unterbringung des Betreuten durch den Betreuer, die mit Freiheitsentziehung verbunden ist, 

ist nur zulässig, solange sie zum Wohl des Betreuten erforderlich ist, weil  

1.auf Grund einer psychischen Krankheit oder geistigen oder seelischen Behinderung des Betreuten 

die Gefahr besteht, dass er sich selbst tötet oder erheblichen gesundheitlichen Schaden zufügt, oder 

 

2.zur Abwendung eines drohenden erheblichen gesundheitlichen Schadens eine Untersuchung des 

Gesundheitszustands, eine Heilbehandlung oder ein ärztlicher Eingriff notwendig ist, die Maßnahme 

ohne die Unterbringung des Betreuten nicht durchgeführt werden kann und der Betreute auf Grund 

einer psychischen Krankheit oder geistigen oder seelischen Behinderung die Notwendigkeit der 

Unterbringung nicht erkennen oder nicht nach dieser Einsicht handeln kann. 

(2) Die Unterbringung ist nur mit Genehmigung des Betreuungsgerichts zulässig. Ohne die 

Genehmigung ist die Unterbringung nur zulässig, wenn mit dem Aufschub Gefahr verbunden ist; die 

Genehmigung ist unverzüglich nachzuholen.  

(3) Der Betreuer hat die Unterbringung zu beenden, wenn ihre Voraussetzungen weggefallen sind. Er 

hat die Beendigung der Unterbringung dem Betreuungsgericht unverzüglich anzuzeigen. 

 
 

Bitte lesen Sie die oben zitierte Bestimmung und beantworten Sie die Frage zu den 

nachfolgenden Fällen: 

 

Für die betroffene B., die unter einer paranoiden Schizophrenie leidet, ist eine rechtliche 

Betreuung unter anderem mit dem Aufgabenkreis der Wohnungsangelegenheiten 

eingerichtet. Am 3.12.2020 wurde ihr Mietverhältnis fristlos gekündigt, weil sie andere 

Mieter des Wohnhauses durch nächtliches Klingeln und Klopfen an der Wohnungstür 

belästigt hatte, in deren Wohnungen eingedrungen war und Mitbewohner mehrfach 

beleidigt hatte. Am 7.12.2020 hat der Betreuer der Betroffenen beantragt, die 

Unterbringung der Betroffenen in einer geschlossenen Einrichtung betreuungsgerichtlich 

zu genehmigen. 

 

Zur Begründung schrieb der Betreuer Folgendes: 

 

„Die Betroffene leide unter einer psychischen Krankheit in Form einer paranoiden 

Schizophrenie und sei aufgrund dieser Erkrankung nicht in der Lage, einen freien Willen 

zu bilden und danach zu handeln. Es bestehe auch eine ernstliche und konkrete Gefahr 

für Leib oder Leben der Betroffenen. Diese setze kein zielgerichtetes Verhalten der 

Betroffenen voraus, so dass auch eine völlige Verwahrlosung ausreichen könne, wenn 

damit eine Gesundheitsgefahr durch körperliche Verelendung und Unterversorgung 

verbunden sei. 

Dafür seien hier objektivierbare und konkrete Anhaltspunkte gegeben, weil der 

Betroffenen Obdachlosigkeit drohe und diese eine konkrete Gefahr der Unterversorgung 

und Verwahrlosung der Betroffenen bedeute. Aufgrund der paranoiden 

Wahnvorstellungen mit Beeinträchtigungs- und Beziehungswahnerleben werde die 

Betroffene einer geordneten Tagesstruktur nicht nachkommen und deswegen in eine 

völlige Verwahrlosung hineingleiten. Der Grad der Gefahr sei groß und in Relation zum 

möglichen Schaden ohne freiheitsentziehende Maßnahme so hoch, dass die 

Unterbringung für den genehmigten Zeitraum verhältnismäßig sei.“ 

 

1.1 Warum bedarf die Entscheidung des Betreuers einer Genehmigung des Gerichts? 

 

1.2 Halten Sie die vorliegende Begründung für ausreichend? 

 
 

 



Frage 2: 

 

§1904 BGB  Genehmigung des Betreuungsgerichts bei ärztlichen Maßnahmen  

(1) Die Einwilligung des Betreuers in eine Untersuchung des Gesundheitszustands, eine Heilbehandlung oder 
einen ärztlichen Eingriff bedarf der Genehmigung des Betreuungsgerichts, wenn die begründete Gefahr besteht, 
dass der Betreute aufgrund der Maßnahme stirbt oder einen schweren und länger dauernden gesundheitlichen 
Schaden erleidet. Ohne die Genehmigung darf die Maßnahme nur durchgeführt werden, wenn mit dem Aufschub 
Gefahr verbunden ist.  

(2) Die Nichteinwilligung oder der Widerruf der Einwilligung des Betreuers in eine Untersuchung des 
Gesundheitszustands, eine Heilbehandlung oder einen ärztlichen Eingriff bedarf der Genehmigung des 
Betreuungsgerichts, wenn die Maßnahme medizinisch angezeigt ist und die begründete Gefahr besteht, dass der 
Betreute aufgrund des Unterbleibens oder des Abbruchs der Maßnahme stirbt oder einen schweren und länger 
dauernden gesundheitlichen Schaden erleidet.  

(3) Die Genehmigung nach den Absätzen 1 und 2 ist zu erteilen, wenn die Einwilligung, die Nichteinwilligung oder 
der Widerruf der Einwilligung dem Willen des Betreuten entspricht.  

(4) Eine Genehmigung nach den Absätzen 1 und 2 ist nicht erforderlich, wenn zwischen Betreuer und 
behandelndem Arzt Einvernehmen darüber besteht, dass die Erteilung, die Nichterteilung oder der Widerruf der 
Einwilligung dem nach § 1901 a festgestellten Willen des Betreuten entspricht.  

§ 1901 a BGB  

(2) Liegt keine Patientenverfügung vor oder treffen die Festlegungen einer Patientenverfügung nicht auf die 
aktuelle Lebens- und Behandlungssituation zu, hat der Betreuer die Behandlungswünsche oder den 
mutmaßlichen Willen des Betreuten festzustellen und auf dieser Grundlage zu entscheiden, ob er in eine ärztliche 
Maßnahme nach Absatz 1 einwilligt oder sie untersagt. Der mutmaßliche Wille ist aufgrund konkreter 
Anhaltspunkte zu ermitteln. Zu berücksichtigen sind insbesondere frühere mündliche oder schriftliche 
Äußerungen, ethische oder religiöse Überzeugungen und sonstige persönliche Wertvorstellungen des Betreuten. 

 

B ist zur Betreuerin des Patienten P bestellt worden. Dieser hat aufgrund eines 

Herzinfarktes einen hypoxischen Gerhinschaden erlitten. Seitdem ist P ohne Bewusstsein 

und wird im Krankenhaus über eine Sonde ernährt. Der behandelnde Arzt ist der 

Auffassung, dass keine Hoffnung auf eine Genesung des P besteht. Er schlägt deswegen 

vor, die künstliche Ernährung einzustellen. Eine Patientenverfügung besteht nicht und 

auch Verwandte sind nicht zu ermitteln.   

 

Was soll die B machen?       


